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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Ein grosses Medienecho gab es für das Gerichtsverfahren im Fall des Au-Pair-Mädchens
Lucie Trezzini, welches am 4. März 2009 Opfer eines Gewaltverbrechens wurde. Das
Bezirksgericht Baden verurteilte den Wiederholungstäter Daniel H. am 29. Februar 2012
wegen Mordes zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe. Die Richter stuften den
Mörder zwar als „derzeit unbehandelbar“, jedoch nicht als untherapierbar, ein, weshalb
sie nicht die lebenslängliche sondern die normale Verwahrung wählten, bei welcher
Daniel H. regelmässig einem psychologischen Gutachten unterzogen wird. Dieses Urteil
entsprach der Forderung der Verwahrungsinitiative von 2004, welche „dauerhaft nicht
therapierbare“ Täter lebenslänglich verwahren will. Dennoch liess das Urteil die
Diskussion über die Verwahrungsinitiative und deren Umsetzung wieder aufleben und
Forderungen nach einer lebenslänglichen Verwahrung von Daniel H. wurden laut. So will
der Aargauer Staatsanwalt den Fall weiterziehen und eine lebenslängliche Verwahrung
erwirken. Der Fall zeigte jedoch auch das unklare Verhältnis zwischen Haft und
Verwahrung: Auch bei einem Urteil zu lebenslänglicher Haft, kann der Straftäter nach
fünfzehn Jahren laut Gesetz einen Antrag auf bedingte Entlassung stellen. Wird die
Frage nach seiner Rückfälligkeit negativ beantwortet, kann der Täter entlassen werden.
Was dann mit der Verwahrung geschehen würde, ist unklar. Das seit 2007 in Kraft
stehende Strafgesetzbuch schweigt nämlich zu der Frage, wann die Strafzeit für einen
Lebenslänglichen endet und seine Verwahrung beginnt. Das Urteil veranlasste auch die
Initiantin der Verwahrungsinitiative, Anita Chaaban, eine Revision des
Strafgesetzbuches anzustreben, nach der auch ein „auf lange Sicht nicht
therapierbarer“ Täter lebenslang verwahrt werden kann. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.03.2012
NADJA ACKERMANN

Im Fall Lucie Trezzini entschied das Bundesgericht, dass der Mörder Daniel H. doch
nicht lebenslang verwahrt wird. Damit hiess es eine Beschwerde von Daniel H. gegen
den Entscheid des Aargauer Obergerichts, das ihn lebenslang verwahren wollte, gut. Nur
wer tatsächlich auf Lebzeiten als unbehandelbar gälte, dürfe lebenslang verwahrt
werden. Unter dauerhafter Untherapierbarkeit sei laut Bundesgericht «ein mit der
Person des Täters verbundener, unveränderbarer Zustand auf Lebzeiten» zu verstehen.
Eine Untherapierbarkeit in Grössenordnung des Schwellenwerts von zwanzig Jahren
reiche nicht aus. Damit fällte das Bundesgericht einen Grundsatzentscheid, was unter
„dauerhaft nicht therapierbar“ zu verstehen ist. Laut der 2004 angenommenen
Verwahrungsinitiative sollte in diesem Fall ein Straftäter lebenslang und ohne
periodische Überprüfung verwahrt werden. Das Aargauer Obergericht hatte in Folge
noch zu entscheiden, ob Daniel H. nach dem Absitzen der lebenslänglichen
Freiheitstrafe ordentlich verwahrt werden sollte. Auch eine ordentliche Verwahrung
könnte faktisch lebenslang dauern. Die Initiantin Anita Chaaban zeigte sich enttäuscht
über den Entscheid des Bundesgerichts und erwog die Lancierung einer neuen
Volksinitiative. Diese soll sicherstellen, dass Personen, die bei der Haftentlassung von
Straftätern Fehlentscheide treffen, zur Verantwortung gezogen werden können. 2
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NADJA ACKERMANN

Bildung, Kultur und Medien

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bildung und Forschung

Grundschulen

Anfang Oktober 2017 gab die Staatsanwaltschaft Zürich bekannt, dass sie das
Strafverfahren im Fall Jürg Jegge einstellen werde. Es seien zahlreiche Personen
kontaktiert worden, die als Jugendliche mit dem ehemaligen Sonderschullehrer Kontakt
hatten und von Missbrauch hätten betroffen sein können. Der grösste Teil der
Befragten habe dabei angegeben, dass es zu keinen sexuellen Handlungen zwischen
ihnen und Jegge kam. Die in einigen Fällen geschilderten sexuellen Handlungen seien
zum heutigen Zeitpunkt bereits verjährt. Die Staatsanwaltschaft liess noch eine Frist für
neue Beweisanträge laufen. Im Januar 2018 stellte die Zürcher Justiz das Verfahren
gegen Jegge endgültig ein, wie der Wörterseh-Verlag mitteilte, jener Verlag, der das
Buch mit den Vorwürfen gegen Jegge veröffentlicht hatte. Die Verfahrenskosten von
CHF 4'400 wurden Jegge auferlegt. Die Kostenauferlegung begründete die
Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich damit, dass Jegge sexuellen Kontakt zu
Minderjährigen gestanden habe, womit er deren Persönlichkeit verletzt habe,
unabhängig davon, ob die Taten verjährt seien oder nicht. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.10.2017
SAMUEL BERNET

1) TA, 1., 2. und 5.3.12; NZZ, 2.3.12.
2) Presse vom 6.12.13
3) Medienmitteilung Staatsanwaltschaft Kanton Zürich, Verfahren gegen ehemaligen Sonderschullehrer soll eingestellt
werden, 05.10.2017; AZ, 6.10.17; AZ, NZZ, TA, 23.1.18
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